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Einleitung 

Die vorliegende Arbeit befaßt sich mit den vom Gesetzgeber im UWG nicht aus-
drücklich geregelten verschuldensunabhängigen Beseitigungsansprüchen1. Behan-
delt werden die dogmatischen Grundlagen und die Erscheinungsformen wettbe-
werbsrechtlicher Verletzungs- und Gefahrbeseitigungsansprüche. 

Der Verletzungsbeseitigungsanspruch  setzt, wie im einzelnen erörtert wird, die 
Begehung einer wettbewerbswidrigen Handlung und einen dadurch bewirkten an-
dauernden Verletzungszustand voraus. Vom Verletzungsbeseitungsanspruch, dessen 
Existenz im UWG nicht infrage gestellt wird, ist der vorbeugende  Beseitigungsan-
spruch  (Gefahrbeseitigungsanspruch)  zu unterscheiden. Noch völlig ungeklärt ist, 
ob und ggf. mit welcher Begründung auch im Vorfeld des Eintritts eines Störungs-
zustands oder sogar noch vor Begehung einer Verletzungshandlung ein Beseiti-
gungsanspruch gegeben sein kann. 

Unter dem Gesichtspunkt des Verletzungsbeseitigungsanspruchs sind in Recht-
sprechung und Literatur drei Fallgruppen anerkannt2: 

Zum einen gibt es S ach Verhaltsgestaltungen, die dadurch charakterisiert sind, daß 
das bloße Nichthandeln ungeeignet ist, eine drohende Fortsetzung des gesetzwidri-
gen Handelns zu verhindern. Hängt zum Beispiel ein irreführendes  Werbeplakat 
aus, wird auch ohne weiteres aktives Tun des Störers fortgesetzt verbotswidrig ge-
worben. Schon die Erfüllung des Unterlassungsgebots setzt hier notwendig ein po-
sitives Tun des Schuldners voraus, so daß man schlagwortartig von einem „erfüllen-
den "  Beseitigungsanspruch  sprechen kann. 

Die zweite Gruppe umfaßt die Fälle, bei denen es um eine Folgenbeseitigung 
geht. Der Folgenbeseitigungsanspruch  ist dadurch gekennzeichnet, daß die Verlet-
zungshandlung bereits in der Vergangenheit abgeschlossen ist und nur die Beein-
trächtigung bzw. der Störungszustand fortdauert.  Das Hauptbeispiel für diese Fall-
konstellation ist der Widerrufsanspruch,  der psychisch fortwirkende  Folgen einer 
früheren  wettbewerbswidrigen Äußerung beseitigen soll. 

Zu Unrecht wird schließlich nach verbreiteter Ansicht auch der sog. mißbrauchs-
vorbeugende  Beseitigungsanspruch  als eine Grundform des Verletzungsbeseiti-

1 Soweit in dieser Arbeit vom Wettbewerbsrecht die Rede ist, ist damit allein das Recht des 
unlauteren Wettbewerbs gemeint. 

2 Zur gängigen Systematisierung des Beseitigungsanspruchs vgl. ζ. B. Ahrens,  Wettbe-
werbsverfahrensrecht,  1985, S.58ff.;  Teplitzky,  Wettbewerbsrechtliche Ansprüche, 7. Aufl., 
1997, 24. Kap. RZ 9ff. 
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gungsanspruchs anerkannt. Die Beseitigung soll in dieser S ach Verhaltskonstellation 
als mißbrauchsabwehrende Sicherungsmaßnahme fungieren und Zuwiderhandlun-
gen gegen die Unterlassungspflicht vorbeugen. Als Beispiel mag der Fall dienen, 
daß der Schuldner nach einer wettbewerbswidrigen Werbeaktion noch Restbestände 
irreführenden  Werbematerials bei sich im Keller lagert, zu deren Vernichtung er ver-
pflichtet werden soll. Es wird sich herausstellen, daß solche Fälle nicht dem Verlet-
zungsbeseitungsanspruch unterfallen, sondern nur unter dem Gesichtspunkt eines 
vorbeugenden Beseitigungsanspruchs zu erfassen sind. Diese Fälle werden deshalb 
im Zusammenhang mit dem Verletzungsbeseitigungsanspruch nur insoweit behan-
delt, als daß ausführlich begründet wird, warum nach hier vertretener Ansicht eine 
Zuordnung zum vorbeugenden Beseitigungsanspruch erfolgen muß. 

In der nachfolgenden Untersuchung wird zunächst der Verletzungsbeseitungsan-
spruch abgehandelt. Nach einer Darstellung der historischen Entwicklung, wird die 
dogmatische Herleitung dieses Anspruchs problematisiert. Besonderes Augenmerk 
liegt dabei zum einen auf der Frage, ob sich beide oder jedenfalls eine Fallgruppe 
des Beseitigungsanspruchs dem UWG-Unterlassungsanspruch zuordnen lassen. 
Zum anderen wird die aus dem Sachenrecht bekannte Frage behandelt, ob das scha-
densrechtliche Verschuldenserfordernis  einem weiten, auf Folgenbeseitung gerich-
teten verschuldensunabhängigen Anspruch auf Beseitigung entgegensteht. 

Danach werden die Voraussetzungen des Verletzungsbeseitigungsanspruchs so-
wie mögliche Einwendungen und Einreden erörtert. Im Zentrum der Darstellung 
steht die Streitfrage,  welchen Inhalt der wettbewerbsrechtliche Beeinträchtigungs-
begriff  hat. Anschließend folgt eine umfassende Darstellung der Erscheinungsfor-
men des Verletzungsbeseitigunspruchs und der sich in diesem Zusammenhang stel-
lenden Probleme. Nach einem rechtsvergleichenden Exkurs zum US-amerikani-
schen Recht wird die Frage untersucht, ob im deutschen Recht ein Anspruch auf 
berichtigende Werbung besteht. 

Im Anschluß an die Darstellung des Verletzungsbeseitigungsanspruchs geht es 
um die bereits erwähnte streitige Frage, ob und ggf. mit welcher Begründung bereits 
im Vorfeld einer Verletzung vorbeugende Beseitigungsansprüche entstehen können. 
Ferner wird geklärt, welche Sachverhalte ggf. unter diesem Gesichtspunkt erfaßt 
werden können. 

Ziel der gesamten Untersuchung ist es nicht, zu abschließenden Lösungen in den 
zahlreichen Streitfragen,  die diesen Anspruch betreffen,  zu gelangen. Es soll viel-
mehr ein Beitrag zur dogmatischen Aufarbeitung der UWG-Beseitigungsansprüche 
geleistet werden, der es der Praxis erleichtert, zu entscheiden, wann und mit wel-
chem Inhalt bei UWG-Verletzungen Beseitigungsansprüche in Betracht kommen 
können. 
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Historische Aspekte 

A. Einführung 

Das heutige UWG trat am 07. Juni 1909 in Kraft.  Es löste das Reichsgesetz zur 
Bekämpfung des unlauteren Wettbewerbs vom 27.05.18961 ab. Dieses Gesetz sah 
wie das nachfolgende UWG auf Rechtsfolgenseite zwar Unterlassungs- und Scha-
densersatzansprüche vor, erwähnte den Anspruch auf Beseitigung aber nicht. Aller-
dings erkannte die Rechtsprechung bereits früh verschuldensunabhängige Beseiti-
gungsansprüche an. Dies betraf jedoch zunächst nur Fälle, in denen die Beseitigung 
zur Erfüllung der Unterlassungspflicht notwendig war. Die Herausbildung anderer 
verschuldensunabhängiger  Ansprüche auf Beseitigung erfolgte erst als Ergebnis ei-
ner schrittweisen Rechtsfortbildung des Bürgerlichen Gesetzbuches. 

B. Die Herausbildung erfüllender  Beseitigungsansprüche 

Schon im Jahre 1901 sprach das Reichsgericht in einer solchen Fallgestaltung ei-
nen Anspruch auf Löschung eines wettbewerbsrechtswidrigen Warenzeichens zu2. 
Das Gericht begründete den Beseitigungsanspruch auf Löschung damit, dieser sei 
ein Unterfall  des Unterlassungsanspruchs nach § 8 des Reichsgesetzes zur Bekämp-
fung des unlauteren Wettbewerbs3. 

An dieser frühen Rechtsprechung orientierten sich auch nachfolgende Entschei-
dungen zum UWG von 1909. Beispielsweise hatte das OLG Kiel im Jahre 1913 zu 
entscheiden, ob ein Verstoß gegen das Verbot irreführender  Werbung nach § 3 
UWG den Verletzer verpflichtet,  aushängende wettbewerbswidrige Plakate zu be-

1 RGBl. 1896, S. 145-149. 
2 RGZ 48, 233 ff.,  237 f. 
3 RGZ 48,233 ff.,  237. Das Reichsgericht knüpfte mit dieser Begründung an Entscheidungen 

zu Art. 27 HGB (heute: § 37 I I HGB) an. In dieser Norm wird ebenfalls nur der Unterlassungs-
anspruch genannt. Das Reichsgericht ließ auch in diesem Kontext die Löschungsklage zu. Vgl. 
RGZ 3,164ff.,  168; RGZ 22,58 ff.,  59; RGZ 37,58 ff.,  59. Anders entschied das OLG Celle, 
MuW VII (1907/1908), 112ff.,  115. Es beschränkte den Unterlassungsanspruch auf reines 
Nichthandeln. Ein Anspruch auf Entfernung eines Schildes mit der unrichtigen Bezeichnung 
„Architekten" wurde abgelehnt. Ein solcher Anspruch erscheine „(...) weder aus dem Gesichts-
punkt des Unterlassungs-, noch unter dem eines Schadensersatzanspruchs als begründet". 


